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Kümmern statt kämpfen 
KPÖ nach Wahlerfolg in Salzburg im Höhenflug. Kommunalpolitik 
anstelle kommunistischer Programmatik 
Dieter Reinisch am 2.5.2023 in der "JUNGEN WELT" 

 

Die Ohren an der Basis: Der KPÖ-plus-Vorstand mit Kay-Michael Dankl, Sarah Pansy, Natalie 
Hangöbl und Christian Eichinger (v. l.) picture alliance / BARBARA GINDL / APA / picturedesk.com 

Hintergrund: KPÖ-Wahlerfolge 

Seit ihrem Wahlerfolg bei den Landtagswahlen in Salzburg befindet sich die KPÖ in ungeahnten 
Höhen. Mit ihrem Spitzenkandidaten Kay-Michael Dankl erreichte sie über elf Prozent im Bun-
desland und wurde in der Stadt Salzburg mit fast 22 Prozent nur knapp hinter der konservativen 
ÖVP zweitstärkste Partei. Seit den Salzburg-Wahlen ist sie auch bundesweit im Umfragehoch. 
In zwei Erhebungen im Auftrag des Senders Servus TV und der Tageszeitung Österreich, die in 
der vergangenen Woche durchgeführt wurden, liegt sie bei sieben bzw. fünf Prozent – beides 
würde für den Einzug ins Parlament reichen, aus dem sie 1959 geflogen war. Ihr bisher bestes 
Ergebnis auf Bundesebene waren 5,42 Prozent im Jahr 1945. Bis zum vergangenen Sonntag war 
sie auch auf Landesebene noch nie zweistellig. 

Komplett anzeigen 

Die Kommunistische Partei Österreichs (KPÖ) sorgte für die große Wahlüberraschung in Salz-
burg. Nach 74 Jahren zog sie mit ihrem Spitzenkandidaten Kay-Michael Dankl wieder in den 
Landtag ein. Sein Wahlkampf setzte ganz auf das Thema Wohnungsbau. An Infotischen und in 
den Medien strich er heraus, dass Salzburg eine der teuersten Städte Österreichs ist: 70 Quadrat-
meter kosten zwischen 1.300 und 1.500 Euro Miete pro Monat. Das Thema zog: Die KPÖ plus 
sprang von unter einem Prozent auf fast zwölf Prozent. 

Doch es war nicht allein der Wahlkampf, der Dankl und seiner Salzburger KPÖ plus den Erfolg 
an der Wahlurne bescherte. Bereits vor vier Jahren war er in den Gemeinderat der Stadt einge-
zogen. Was ihn von den anderen Politikern unterscheidet, ist seine kontinuierliche Arbeit abseits 
von Wahlkämpfen und eine Konzentration auf sozialdemokratische Themen wie Mieten und das 
Eintreten für finanziell Benachteiligte. So gelang es ihm, vergünstigte Eintrittspreise für Men-
schen mit niedrigen Einkommen in Freibädern durchzusetzen, erzählt er im jW-Gespräch. Sein 
politisches Vorbild ist Elke Kahr, die seit 2021 KPÖ-Bürgermeisterin von Graz ist. Dort zeigt 
sie, dass sie diese Politik nicht nur in der Opposition, sondern auch auf der Regierungsbank fort-
setzt. 
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Mit der KPÖ, die nach dem Ersten Weltkrieg gegründet wurde und die in der ersten Bundes-
regierung nach dem Sieg über den Faschismus saß, hat die Partei heute wenig gemeinsam. Der 
Autor mehrerer Bücher zur Geschichte der Linken in Österreich, Robert Foltin, betont gegen-
über jW, dass sie heute »näher der Bewegungslinken« stehe: »Das Programm spielt keine Rolle 
mehr.« Der Weg dorthin begann in den 1990er Jahren mit dem Entstehen der Sozialforenbewe-
gung. Beschleunigt wurde er 2017 mit der Trennung der Grünen von ihrer Jugendorganisation. 
Diese nannte sich von nun an Junge Linke und schloss sich der KPÖ an, die seither den Namen 
KPÖ plus trägt: »Plattform unabhängig und solidarisch«. Dankl ist ehemaliger Bundesvorsit-
zender der Jungen Grünen, auch zwei KPÖ-Bundessprecher kommen von den Grünen: Sarah 
Pansy und Tobias Schweiger. Pansy war während ihres Studiums in Bremen bis 2017 in der 
dortigen Leitung der Rosa-Luxemburg-Initiative, der Rosa-Luxemburg-Stiftung in Bremen, 
aktiv. Die Kooperation wurde durch ein Zurückstellen programmatischer Inhalte ermöglicht. 
Ablehnung der EU, Verteidigung der Neutralität, Internationalismus und Antiimperialismus 
wurden zu Randthemen. KPÖ-Vertreter weichen in den Medien diesen Fragen aus. 

Dankl ging in der wichtigsten Nachrichtensendung des Landes, der »ZIB 2« auf ORF, am 
vergangenen Montag noch weiter und distanzierte sich wiederholt vom KPÖ-Programm. Auf 
die Frage von Moderator Martin Thür, wie »kommunistisch« er sei, da er bis 2017 der Bundes-
vorsitzende der Grünen Jugend war, meinte Dankl: »Ich vertrete heute noch dieselben Ansichten 
wie vor fünf oder zehn Jahren.« Dann zitierte der Moderator aus dem KPÖ-Parteiprogramm, 
wonach die EU imperialistisch sei und die Partei für einen Austritt eintrete. Dankl machte klar: 
»Das sehe ich ganz anders. Wohin ein Austritt führt, sieht man derzeit in Großbritannien, und da 
will ich nicht hin.« 

Er sehe auch die Solidarität mit Kuba »ganz anders«, als sie im Programm der steirischen KPÖ 
gefordert wird: »Mit Diktaturen habe ich keine Sympathie. (…) Man müsste in diesen Ländern, 
genauso wie in Russland, die Zivilgesellschaften in ihrem Versuch, die Länder zu demokratisie-
ren, stärken.« Dass die dortigen Zivilgesellschaften oft von den USA und Deutschland finanzier-
te prowestliche Tarnorganisationen sind, erwähnt Dankl nicht. 

Daraus folgt seine Haltung zum Ukraine-Krieg. Positionen, die Solidarität mit den Volksrepu-
bliken im Osten oder eine defätistische Position zum Krieg einnehmen – wie jene des KPÖ-
Landtagsabgeordneten in der Steiermark, Werner Murgg –, seien »in der klaren Minderheit«, 
und er könne »damit nichts anfangen. In Salzburg haben solche Positionen keinen Platz.« Er 
habe sich »dafür eingesetzt, dass man als Stadt klar Solidarität mit der ukrainischen Zivilbevöl-
kerung zeigt. Ich habe mich dafür eingesetzt, dass man in Salzburg ganz genau schaut, wo die 
Oligarchen ihr Vermögen versteckt haben, die das Putin-Regime unterstützen.« 

Dankl tritt für eine Umverteilung von den reichsten zu den ärmeren Schichten ein. Seine Vor-
stellung von Kommunismus erinnert stark an die ATTAC-Bewegung der 2000er Jahre, die eine 
Umverteilungssteuer auf Spekulationsgewinne forderte. Überwindung des Kapitalismus, Verge-
sellschaftung von Produktionsmitteln oder eine revolutionäre Umwälzung finden sich bei ihm 
nicht. Ähnliches betont auch Elke Kahr in ihrem neuen Buch »Es geht auch anders« (Wien 
2023) ihre drei Grundsätze des Kommunismus: Alle Menschen sollen gleiche Rechte haben. 
Aus Arbeit entstandener Wert muss gleich verteilt werden. Jeder Mensch soll mit Arbeit seine 
Bedürfnisse finanzieren können. 

Die Politik der steirischen und Salzburger KPÖ ist progressiv und links. Sie bietet konkrete 
Verbesserungen für die Menschen. Das spricht auch weite Teile außerhalb der Arbeiterklasse 
an. Die liberale Wiener Journalistin Barbara Tóth bezeichnete Dankl auf Twitter positiv als 
»unkommunistischen Kommunisten«. Die ehemalige ÖVP-Ministerin Maria Rauch-Kallat 
betonte in der ORF-Diskussionssendung »Im Zentrum«, die KPÖ plus seien »verkappte Grüne«. 
In der ORF-Wählerstromanalyse zeigt sich, dass rund 30 Prozent der KPÖ-plus-Wähler in 
Salzburg von ÖVP, FPÖ und Neos kamen. Auch in Graz ist die Partei in den bürgerlichen 
Bezirken stark. Ihre Politik bietet in der aktuellen Teuerungskrise eine soziale Perspektive. Für 
arbeitende Menschen, die sich ihr Leben nicht mehr leisten können, und die von Wohlstands-
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verlust bedrohte Mittelschicht wurde die KPÖ plus zu einer glaubwürdigen und wählbaren 
Alternative. 

In unzähligen persönlichen Gesprächen konnte Dankl die Salzburger davon überzeugen: »Wenn 
ich jemandem erkläre, wie der Heizkostenzuschuss beantragt werden kann, ist das nicht die Re-
volution, aber es hilft den Menschen«, betont er im jW-Gespräch. Genau das ist das Erfolgsre-
zept von Dankl und der KPÖ plus: progressive Kommunalpolitik, ohne den Kapitalismus über-
winden zu wollen. 

-------------------------- 
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In zwei Erhebungen im Auftrag des Senders Servus TV und der Tageszeitung Österreich, die in 
der vergangenen Woche durchgeführt wurden, liegt sie bei sieben bzw. fünf Prozent – beides 
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-------------------------- 

Soweit der Text aus der "Jungen Welt" – was ist die "Junge Welt"? Hier der Text darüber aus 
Wikipedia: Die junge Welt (jW) sieht sich als eine überregionale "linke, marxistisch orientierte 
Tageszeitung". Das Blatt war von seiner Gründung 1947 bis 1990 das Zentralorgan der FDJ* in 
der DDR. Im Jahr der Wende erlebte es bis Dezember 1990 einen Auflagenrückgang von 1,6 
Millionen auf unter 200.000. Es deckte inzwischen ein breiteres Spektrum vom Reformsozialis-
mus bis zu orthodoxem Marxismus ab, doch verengte sich die Blattlinie ab 1997 auf Antiim-
perialismus und Antikapitalismus. Sitz von Redaktion und Verlagsgenossenschaft ist Berlin. 
Das Bundesamt für Verfassungsschutz stuft die Zeitung als linksextremistisch ein. 

* FDJ= "Freie Deutsche Jugend", war die Organisation für den Parteinachwuchs der DDR-Marxisten in 
der SED ("Sozialistische Einheitspartei Deutschlands") 

Hier die zwei aktuellen Wahlumfragen vom 26. und 27.4.2023: 

 
PS: Hier eine Reklame für die Bestellung der "Jungen Welt": 
Drei Wochen kostenlos lesen - Wir sollten uns mal kennenlernen: Die Tageszeitung junge Welt berichtet 
anders als die meisten Medien. Sie bezieht eine aufklärerische Position ohne Besserwisserei und wirkt 
durch Argumente, Qualität, Unterhaltsamkeit und Biss.Testen Sie jetzt die junge Welt drei Wochen lang 
(im europäischen Ausland zwei Wochen) kostenlos. Danach ist Schluss, das Probeabo endet automa-
tisch. https://www.jungewelt.de/abo/probeabo.php  
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